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Fr. 5815.) Geſetz wegen Aufhebung der Lex Anastasiana in den Landestheilen des ges 
ö meinen Rechts. Vom 1. Februar 1864. a 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von Preußen de. 


verordnen, unter Zuſtimmung der beiden Haͤuſer des Landtages Unſerer Monar⸗ 
chie, ni die Landestheile des gemeinen Rechts, was folgt: 


F. 1. 


Im Falle der Abtretung einer Forderung kann der Ceſſionar ihren vollen 
Betrag auch dann vom Schuldner verlangen, wenn dieſer Betrag den fuͤr die 
Abtretung vereinbarten Preis uͤberſteigt. 


K 
Alle entgegenſtehenden Vorſchriften werden hierdurch aufgehoben. 
Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedrucktem i 
Koͤniglichen Inſiegel. 
Gegeben Berlin, den 1. Februar 1864. 


(L. S.) Wilhelm. 


5 v. Bismarck⸗Schönhauſen. v. Bodelſchwingh. v. Ro on.“ 
Gr. v. Itzenplitz. v. Muͤhler. Gr. zur Lippe. v. Selchow. 
Gr. zu Eulenburg. 


* 


Jahrgang 1864. (Nr. 58155816) 0 i Ar. 5816.) 


1 


Ausgegeben zu Berlin den 27. Februar 1864. 


„ 


(Ar. 5816.) Geſetz zur Verbeſſerung des Kontrakten⸗ und Hypothekenweſens im Bezirke des 
RER Juſtiz⸗Senats zu Ehrenbreitſtein. Vom 2. Februar 1864. 5 


| Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von Preußen de. 


verordnen, unter Zuſtimmung der beiden Haͤuſer des Landtages Unſerer Monar⸗ 
chie, für den Bezirk des Juſtiz⸗Senats zu Ehrenbreitſtein, was folgt: 


F. 1. 


Vertraͤge uͤber unbewegliche Sachen oder über dingliche Rechte an den⸗ 
ſelben, ſei es, daß dieſe Rechte bereits beſtehen oder erſt begruͤndet werden 
ſollen, beduͤrfen zu ihrer Guͤltigkeit keiner anderen, als der den Beſtimmungen 
des gemeinen Rechts entſprechenden Form. Es kann aus ihnen nicht allein 
auf Erfuͤllung und Schadloshaltung, ſondern auch auf Ergaͤnzung der Foͤrm⸗ 
lichkeiten geklagt werden, welche zum Uebergange des Eigenthums und zum 
Erwerbe des dinglichen Rechts erforderlich ſind. 

Unter unbeweglichen Sachen (Immobilien) werden in dieſem Geſetze nur 
Grundſtuͤcke, Gebäude und verliehenes Bergwerkseigenthum verſtanden. 


H. 2. 


Damit auf Grund der im H. 1. bezeichneten Vertraͤge das Eigenthum 
uͤbergehe oder das dingliche Recht erworben werde, iſt erforderlich: 


4) die Aufnahme der entſprechenden Urkunde oder Beglaubigung der Un⸗ 
terſchrift der Ausſteller vor einem inlaͤndiſchen Richter oder Notar, und 


2) ſofern die Aufnahme nicht vor dem Richter erfolgt iſt, welcher in An⸗ 3 
gelegenheiten der nicht ſtreitigen Gerichtsbarkeit der Richter der belegenen 
Sache iſt, die Anmeldung des Aktes vor dieſem Richter. 


Zur Erwerbung der Realſervituten bedarf es dieſer Foͤrmlichkeiten 


F. 3. 


Der Uebergang des Eigenthums an Immobilien in den Faͤllen des . 2. 
iſt fortan weder von der Uebergabe der Sache, noch bei Kaufvertraͤgen von 
der Bezahlung oder Kreditirung des Kaufgeldes abhängig, ſondern erfolgt 
ebenſo wie der Erwerb des dinglichen Rechts mit dem Zeitpunkte der Auf⸗ 
nahme beziehentlich der Anmeldung bei dem Richter der belegenen Sache (H. 2. 
Nr. 2.), nach Maaßgabe der folgenden Beſtimmungen. 


F. 4. 


Die Anmeldung (J. 2. Nr. 2.) erfolgt ſchriftlich oder zu Protokoll unter 
Vorlegung der Urkunde (§. 2. Nr. 1.) im Original oder in Ausfertigung, 
ohne daß es einer beſonderen Form bedarf. : 

Der Richter der belegenen Sache prüft, ob die Anmeldung rechtsguͤltig 


ge 


nicht. 


12 


geſchehen ſei, und atteſtirt in dieſem Fall auf dem ihm vorgelegten Akte, von ee 5 : 


welchem er eine Abſchrift für die Akten zu erfordern hat, wann die Anmeldung 
erfolgt iſt. 8 1255 i . 
§. 5. 


Die Beſtimmungen der H. 2—4. finden auf Hypothekenrechte keine An⸗ 
wendung. 

Hypothekenrechte koͤnnen nur auf Immobilien und nur durch Eintragung 
in das Unterpfands⸗(Hypotheken⸗) Buch erworben werden. 


H. 6. 


Dieſe Beſtimmung (F. 5.) gilt auch für den Fall, wenn dem Gläubiger 
der Beſitz der ihm verpfaͤndeten Sache eingeraͤumt worden iſt. 


§. 7. 5 5 5 
Zur Erwirkung der Eintragung in das Hypothekenbuch iſt eine, nach 
Vorſchrift des H. 2. Nr. 1. aufgenommene oder beglaubigte Verpfaͤndungs⸗ 
Urkunde erforderlich, in welcher die verpfaͤndeten Grundſtuͤcke und Gebaͤude 
nach dem Grundſteuerkataſter bezeichnet ſind. N 
Bei der Verpfaͤndung von Bergwerkseigenthum muß der Name des 
Bergwerks, die Gemeinde, in welcher daſſelbe belegen iſt, das Datum der Ver⸗ 
leihungsurkunde, das verliehene Mineral und die Anzahl der verpfaͤndeten Kuxe 
angegeben werden. 
Auch auf Grund ſolcher Urkunden, in denen die Verpfaͤndung des ge⸗ 
ſammten Vermoͤgens des Schuldners ausgeſprochen iſt, kann eine Eintragung 
in das Hypothekenbuch nur inſoweit geſchehen, als zugleich die Immobilien, 


worauf die Eintragung erfolgen ſoll, als verpfaͤndet, den vorſtehenden Beſtin⸗ 


mungen gemaͤß ſpeziell bezeichnet ſind. 


F. 8. 


Wenn durch Geſetz oder Rechtsſatz ein Pfandrecht auf das geſammte 
Vermögen des Schuldners oder auf einzelne unbewegliche Sachen deſſelben 
begruͤndet wird, fo erwaͤchſt daraus für den Gläubiger nur die Befugniß, 
daſſelbe auf die dieſem Rechte unterliegenden Immobilien des Schuldners, 
welche von ihm in der im F. 7. angegebenen Weiſe bezeichnet werden muͤſſen, 
eintragen zu laſſen. 

Die Vormundſchaftsbehoͤrden ſind nicht verpflichtet, die Eintragung des 
den Pflegebefohlenen an dem Vermoͤgen ihrer Vormuͤnder und Kuratoren zu⸗ 
ſtehenden allgemeinen Pfandrechts auf alle denſelben gehoͤrenden Immobilien 
zu erwirken; ſie koͤnnen vielmehr, ſo weit und ſo lange die Ruͤckſicht auf die 
Pflegebefohlenen es geftattet, entweder ganz davon Abſtand nehmen, oder es 
bei der Eintragung auf einzelne Grundſtuͤcke, ingleichen bei der Eintragung 
einer beſtimmten Kautionsſumme bewenden laſſen. 8 

Ein geſetzlicher Titel zum Pfandrecht in Anſehung aller Immobilien des 

(Ar. 5816.) 55 Schuld⸗ 


Schuldners wird für Kapital, Zinſen und Koſten und für die Koſten der Ein⸗ 
tragung auch demjenigen Glaͤubiger beigelegt, welcher die Exekution gegen den 
Schuldner auf Zahlung einer beſtimmten Summe oder Gewährung anderer 


pvertretbarer Sachen nachzuſuchen befugt if. Zur Begründung des Eintragungs⸗ 


geſuchs iſt außer der nach H. 7. zu bewirkenden Bezeichnung der Immobilien, 
worauf die Eintragung erfolgen ſoll, die Beibringung einer mit dem Atteſte 
der Vollſtreckbarkeit verſehenen Ausfertigung des Erkenntniſſes, Vergleichs oder 
Mandats erforderlich. 

Die Praͤferential⸗Arreſte (F. 16. Tit. 13. des Trieriſchen Landrechts) 
und die pignora praetoria (Kurkoͤlniſche Verordnung vom 5. Oktober 1743.) 
finden nicht ferner ſtatt. 5 

Wenn jedoch vor der Gültigkeit dieſes Geſetzes ein Praͤferential⸗Arreſt 
oder ein pignus praetorium durch gerichtlichen Beſchluß zugelaſſen, und dieſer 
Beſchluß den Betheiligten bereits zugeſtellt iſt, ſo iſt das Verfahren nach den 
9 1 Beſtimmungen und mit den bisherigen Wirkungen zu Ende zu 
fuͤhren. i i 

Durch Pfandung und Immiſſion kann ein Hypothekenrecht an Immo⸗ 
bilien nicht ferner begruͤndet werden. f 


H. 9. 


Durch die vorſtehenden Beſtimmungen der $$. 5—8. werden die Vor⸗ 
ſchriften der HH. 47—50. der Konkurs⸗Ordnung vom 8. Mai 1855. uͤber die 
dingliche Natur der Ruͤckſtaͤnde gewiſſer auf den Grundſtuͤcken ruhenden Ab- 
gaben, Laſten und ſonſtigen Realverpflichtungen nicht beruͤhrt. 


N H. 10. 


Die Eintragung geſchieht nach der Anweiſung des Gerichts in Hypothe⸗ 
kenbuͤchern, welche in chronologiſcher Reihenfolge die an den Grundſtuͤcken eines 
und deſſelben Bezirks begruͤndeten Hypothekenrechte ausweiſen. 

5 Die Rangordnung der Rechte und Forderungen wird hinfort lediglich 
durch die Eintragung beſtimmt, welche das Gericht nach der Zeitfolge der Auf⸗ 
nahme, beziehungsweiſe der Anmeldung der Verpfaͤndungsurkunde, und in den 
Faͤllen eines geſetzlichen Titels zum Pfandrecht, nach der Zeitfolge der Ein⸗ 
reichung des Eintragungsgeſuchs zu bewirken hat. ö 


H. 11. 


Loͤſchungen duͤrfen in den Hypothekenbuͤchern auf Grund einer jeden Ur⸗ 
kunde geſchehen, deren Unterſchrift nach Maaßgabe des H. 2. Nr. 1., oder durch 
einen Buͤrgermeiſter oder Schultheißen beglaubigt iſt. 


§. 12. 


Alle Inhaber von Pfand⸗ und Hypothekenrechten an Immobilien, moͤgen 
fie auf Willenserklärung, richterlicher Verfügung oder Rechtsſatz oder auf 
wel⸗ 


gefordert, ihre Anſpruͤche binnen ſechs Monaten, vom Tage der Gultigkeit des 
gegenwaͤrtigen Geſetzes ab, bei dem Richter der belegenen Sache, unter genauer 
Bezeichnung der verhafteten unbeweglichen Sache, nach Vorſchrift des H. 7. an⸗ 
zumelden und nachzuweiſen, widrigenfalls ihre Rechte nur noch gegen den per⸗ 
ſoͤnlichen Schuldner, beziehungsweiſe deſſen Erben und gegen denjenigen, der 
das Immobile zur Zeit der eintretenden Guͤltigkeit des gegenwaͤrtigen Geſetzes 
beſaß, beziehungsweiſe gegen denjenigen, welcher als deſſen Erbe in den Beſitz 
des Immobile gekommen iſt, nicht aber gegen Dritte ferner ausgeuͤbt werden 
koͤnnen und bei ſpaͤterer Anmeldung ihr Vorrecht vor den bis dahin gehoͤrig 
angemeldeten Pfand⸗ und Hypothekenrechten verloren geht. 


$. 13. 


Nach Ablauf der im F. 12. beſtimmten Praͤkluſivfriſt werden die im 


Grundſteuerkataſter aufgefuͤhrten, beziehungsweiſe die aus ſonſtigen Verhand⸗ 
lungen dem Gericht bekannten Beſitzer der Immobilien uͤber die angemeldeten 
Anſpruͤche vernommen. 

Die Vorladung zu dieſer Vernehmung erfolgt unter dem Praͤfudize, daß 
die Eintragung der nachgewieſenen oder beſcheinigten Anſpruͤche in das Hypo⸗ 


thekenbuch in Gemaͤßheit des $. 15. beim Nichterſcheinen des Beſitzers ſtatt⸗ 
finden werde. Sind die Anſpruͤche weder nachgewieſen noch beſcheinigt, und 


werden ſie vom Beſitzer auch nicht anerkannt, ſo wird dem Glaͤubiger noch 


eine drei⸗ bis ſechsmonatliche Friſt zur Beibringung des Nachweiſes oder der 
Beſcheinigung bewilligt, nach deren fruchtloſem Ablaufe die Anmeldung fuͤr 


nicht geſchehen erachtet wird und die im F. 12. geſtellte Verwarnung in 
Kraft tritt. f f 

Die Kraft einer Beſcheinigung ſoll auch ein Atteſt des Prozeßrichters 
haben, daß der Glaͤubiger gegen die Beſitzer des angeblich verhafteten Grund⸗ 
ſtuͤcks eine Klage auf Anerkennung des Hypotheken- oder Pfandrechts einge- 
reicht habe, und daß dieſelbe zugelaſſen worden. 

Die Eintragung in die älteren Hypothekenbuͤcher vertritt, ſofern aus die⸗ 


| fen die Forderung und die verpfaͤndeten Grundſtuͤcke nach dem Grundſteuer⸗ 


kataſter erkennbar ſind, die Stelle eines Nachweiſes. 
$. 14. 


Die Wiedereinſetzung in den vorigen Stand gegen den Ablauf der in den 


$$. 12. und 13. feſtgeſetzten Friſt iſt in allen Fallen, ohne Unterſchied des 


welchem Grunde immer beruhen — mit Ausnahme der ſeit dem 1. Januar 
1853. vor dem Richter der belegenen Sache errichteten Spezial⸗ Hypotheken, 
welchen ihr dingliches Recht ohne Weiteres verbleibt — werden hierdurch auf⸗ 


— 


Rechtsgrundes, aus welchem ſie nachgeſucht wird, ausgeſchloſſen und jede rich⸗ 


terliche Friſterſtreckung unzulaͤſſig. 
§. 15. 
Die Eintragung der zufolge §. 12. angemeldeten Pfand⸗ und Hypotheken: 


5 . rechte geſchieht: 


(Nr. 5816.) 1) de⸗ 


100 befinitin, wenn bie Pfandforderung du 
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rch öffentliche Urkunden vollftandig 
SE nachgewieſen oder vom Beſitzer anerkannt wird; | 
2) nur proteſtativiſch, wenn das Hypotheken⸗ oder Pfandrecht nur beſchei⸗ 
nnigt und von dem Beſitzer nicht anerkannt wird. 
Die Wirkung der proteſtativiſchen Eintragung beſteht darin, daß dem 
Gläubiger fein Pfand⸗ oder Hypothekenrecht in vollem Umfange erhalten wird, 


und daß er bei ſpaͤterem vollſtaͤndigen Nachweiſe deſſen definitive Eintragung 
an der Stelle der Proteſtation verlangen kann. 


$. 16. 


Die nach $$. 12 — 15. einzutragenden Hypothekenrechte, ſowie die ſeit 
dem 1. Januar 1853. vor dem Richter der belegenen Sache errichteten Spezial⸗ 
Hypotheken gehen den erſt nach der Gültigkeit dieſes Geſetzes begründeten vor. 
Die Rangordnung unter ihnen ſelbſt richtet ſich nach den bisherigen Vorſchriften. 


H. 17. 


Zur Erleichterung der in dem H. 12. erwähnten Intereſſenten wird den 
Verhandlungen, welche zur Eintragung ihrer Rechte in die Hypothekenbuͤcher 


bei den Gerichten der belegenen Sache erforderlich find, die Koſten- und 


Stempelfreiheit hierdurch bewilligt. 

Dieſe Freiheit bezieht ſich aber nicht auf anderweitige koſten⸗ und ſtempel⸗ 
pflichtige Verhandlungen, insbeſondere amtliche Atteſte und Dokumente anderer 
Behoͤrden, welche dem Gerichte der belegenen Sache nur vorgelegt werden, 


und fuͤr welche die ausfertigende Behoͤrde Koſten und Stempel anzuſetzen hat. 


Auch ſind die Schultheißen, Schoͤffen und Feldgeſchworenen befugt, ſofern 
von denſelben Atteſte ausgeſtellt werden muͤſſen, dafuͤr Gebuͤhren zu liquidiren, 


ohne daß jedoch gleichzeitig Stempel in Anſatz kommen. 


$ 18, 


Die Gerichte haben die Pflicht, von Amtswegen zum Zweck der Beſchei⸗ 
nigung der Anmeldung ($. 4.) und der Eintragung ($. 5.) das Eigenthum und 
die Dispoſitionsbefugniß der uͤber Immobilien verfuͤgenden Perſonen zu pruͤfen 
und von den letzteren einen Ausweis Darüber, und zwar in den im H. 19. be⸗ 
zeichneten Bezirken durch Vorlegung eines voluntaͤrgerichtlichen Atteſtes uͤber 
Eigenthum und Dispoſitionsbefugniß, in den uͤbrigen Bezirken durch Vorlegung 


der Erwerburkunden oder in ſonſt geeigneter Weiſe zu fordern. Die Beſchei⸗ 


nigung der Anmeldung und die Eintragung darf jedoch wegen mangelnden 


oder nicht zureichend gefuͤhrten Ausweiſes von den Gerichten nicht verweigert 


werden; es iſt in dieſem Falle vielmehr nur in der Beſcheinigungs⸗ und Ein⸗ 
tragungsklauſel zu vermerken, daß und in welcher Beziehung der Ausweis 
nicht erbracht ſei. N 

Dagegen bleibt die Ermittelung der etwa auf der Sache haftenden Hy⸗ 


potheken und Laſten, ſowie des Werkhs der Sache und der Zulaͤnglichkeit der 


Hy⸗ 15 


Hypotheken — vorbehaltlich der Beſtimmung des $. 19. Alinea 2. — der 
eigenen Pruͤfung der Kontrahenten uͤberlaſſen. „* 


S 5 8 
8 Bei der Verfaſſung der beſtehenden Voluntaͤrgerichte und bei der nach 
H. 20. Alinea 5. der Verordnung vom 2. Januar 1849. (Geſetz⸗Samml. S. 1.) 
dem Juſtizminiſter zuſtehenden Befugniß, die Kompetenz der Voluntaͤrge⸗ 
richte durch Inſtruktion zu regeln, behaͤlt es mit der Maaßgabe ſein Bewenden, 
daß eine Aenderung in der durch Inſtruktion vom 15. Dezember 1853. feſt⸗ 
geſtellten Kompetenz der formirten Voluntaͤrgerichte fortan nur durch Geſetz 
erfolgen kann. 

In denjenigen Bezirken, in welchen Voluntaͤrgerichte beſtehen, haben dieſe 
auch ferner nach der bisherigen Verfaſſung und unter der bisherigen Haftbar⸗ 
keit Atteſte uͤber Eigenthum, Beſitz und Dispoſitionsbefugniß der Veraͤußerer 
von Immobilien oder der Beſteller von dinglichen Rechten an denſelben, ſowie 
uͤber die auf Immobilien haftenden Hypotheken und Laſten und uͤber den 
Werth der Immobilien zu ertheilen. 


H. 20. 


g Das gegenwaͤrtige Geſetz tritt mit dem 1. Oktober 1864. in Kraft. 
Alle partikularrechtlichen Geſetze, Verordnungen, Gewohnheiten und Ob⸗ 
ſervanzen Uber das Unterpfandsweſen, über die Form der im F. 1. bezeichne x 
ten Verträge, über die Verjährung der Klagen aus ſolchen Verträgen, über 5 
die Erwerbung des Eigenthums oder eines dinglichen Rechts an Immobilien 
und uͤber die Form und Fuͤhrung der Kontrakten⸗ und Hypothekenbuͤcher, ſo⸗ 
wie alle gemeinrechtlichen, dieſem Geſetze entgegenſtehenden Beſtimmungen 
verlieren mit dem gedachten Zeitpunkte ihre Guͤltigkeit. 


$. 21. 


Das im H. 20. Alinea 2. Verordnete gilt insbeſondere auch von denjeni⸗ 
en partikularrechtlichen Normen, welche den Eigenthuͤmer eines mit Hypothe⸗ 
en belaſteten Immobile in der anderweiten Dispoſition uͤber daſſelbe oder die 
5 Gultigkeit einer Hypothekenbeſtellung auf eine gewiſſe Quote des Werthes des 

verpfaͤndeten Grundſtuͤcks oder des Betrages des Vermoͤgens des Verpfaͤnders 
beſchraͤnken, die Veraͤußerung oder weitere Verpfaͤndung einer zur Hypothek 
beſtellten unbeweglichen Sache oder die Errichtung von Nach-Hypotheken für - 
unzulaffig erklaͤren, die Gültigkeit einer Hypothek von der nuͤtzlichen Verwendung 
eines gegebenen Darlehns abhängig machen oder die Ausfertigung von Hypo⸗ 
1 0 uͤber die Erbſchaft oder das Vermoͤgen eines heimlich Entwichenen ver⸗ 
bieten. 

Es gilt dies ferner von den Vorſchriften, welche den Verluſt des Pfand⸗ 
oder Hypothekenrechts an die ausdruͤckliche oder ſtillſchweigende Einwilligung des 
Glaͤubigers in die Veräußerung oder anderweite Verpfaͤndung der ihm verhaf⸗ 

teten Immobilien oder an die Annahme eines anderen Pfandes, oder einer an⸗ 
Gr. 58165817) deren 


8 


40 


5 5 deren Sicherheit knüpfen, oder welche eine Verabredung, daß der Beſitzer die 


verpfaͤndeten Immobilien nicht weiter veräußern, verpfaͤnden oder belaſten duͤrfe, 
fuͤr gültig erklären. . 

Bei freiwilligen Veraͤußerungen und Theilungen der verpfaͤndeten Im⸗ 
mobilien bleiben die Hypothekenſchulden hinfort auf den veraͤußerten Grund⸗ 
ſtuͤcken ruhen, ohne daß es zur Erhaltung des Hypothekenrechts gegen den 


Erwerber der Ausſtellung einer neuen Schuldurkunde bedarf. 


Der Gläubiger kann fortan nach freier Wahl ſich an feinen perſoͤnlichen 
Schuldner oder an die ihm verpfaͤndete Sache halten, wenn dieſelbe auch in 
dem Beſitze eines Dritten iſt. 

Das beneficium excussionis wird aufgehoben. 


$. 22. 
Mit der Ausführung dieſes Geſetzes wird der Juſtizminiſter beauftragt. 


Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beige⸗ 
drucktem Koͤniglichen Inſiegel. ö 


Gegeben Berlin, den 2. Februar 1864. 


(L. S.) Wilhelm. 


v. Bismarck⸗Schoͤnhauſen. v. Bo delſchwingh. v. Roon. 
Gr. v. Itzenplitz. v. Muͤhler. Gr. zur Lippe. v. Selchow. 
Gr. zu Eulenburg. 


(Nr, 5817.) Geſetz, betreffend die Einführung der Konkurs⸗Ordnung vom 8. Mai 1855. 
(Geſetz-Sammlung S. 321.) und des Geſetzes über die Befugniß der 
Glaͤubiger zur Anfechtung der Rechtshandlungen zahlungsunfaͤhiger 
Schuldner außerhalb des Konkurſes vom 9. Mai 1855. (Geſetz⸗Samml. 
S. 429.) in den Bezirk des Juſtiz- Senats zu Ehrenbreitſtein. Vom 
3. Februar 1864. 


M. 8 1. | 

Wi Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von Preußen ꝛc. 
verordnen, unter Zuſtimmung der beiden Haͤuſer des Landtages Unſerer Monar⸗ 
chie, fuͤr den Bezirk des Juſtiz⸗Senats zu Ehrenbreitſtein, was folgt: f 
i Artikel I, 


Die Konkurs⸗Ordnung vom 8. Mai 1855. (Geſetz-Samml. ©. 321.) N 
und das Geſetz, betreffend die Befugniß der Gläubiger zur Anfechtung der 
f Rechts⸗ 


E N W REN 
: 2 5 . 
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a 


Rechtshandlungen zahlungsunfaͤhiger Schuldner außerhalb des Konkurſes vom 
9. Mai 1855. (Geſetz-Samml. S. 429.), ſowie die Artikel 28 — 32. des 
Einfuͤhrungsgeſetzes zum Allgemeinen Deutſchen Handels geſetzbuch vom 24. 
Juni 1861. (Geſetz-Samml. S. 449.), treten in dem Bezirke des Juſtiz⸗ 
Senats zu Ehrenbreitſtein mit dem 1. Oktober 1864. in Kraft. 


Artikel II. 


Mit dieſem Zeitpunkte (Artikel I.) werden alle bisherigen Beſtimmungen 
uͤber die Materien, auf welche die Konkurs-Ordnung und das Geſetz vom 
9. Mai 1855. ſich beziehen, außer Wirkſamkeit geſetzt, ſie moͤgen im gemeinen 
Recht oder in partikularrechtlichen Vorſchriften enthalten oder durch ewohn⸗ 
heitsrecht begründet fein, 

Ingleichen tritt der Artikel 36. des Einfuͤhrungsgeſetzes zum Allgemeinen 
Deutſchen Handelsgeſetzbuch außer Anwendung. 


Artikel III. 


„Wo in irgend einem Geſetze auf die hiernach (Artikel II.) außer Wirk⸗ 
ſamkeit geſetzten Vorſchriften verwieſen wird, treten die Vorſchriften der Kon⸗ 
kurs⸗Ordnung und des Geſetzes vom 9. Mai 1855. an deren Stelle. 


Artikel IV. 


Wenn ein Konkurs- oder Prioritaͤtsverfahren bereits vor dem 1. Okto⸗ 
ber 1864. eröffnet ift, fo kommen in demſelben die Beſtimmungen der Konkurs⸗ 
Ordnung nicht zur Anwendung, vielmehr iſt das Verfahren lediglich nach den 
bisherigen Vorſchriften fortzuführen und zu beendigen. 

Daſſelbe findet bei nothwendigen Subhaſtationen ſtatt, wenn der Erlaß 
des Subhaſtationspatents vor dem 1. Oktober 1864. verfuͤgt worden ift. 

Bei dem Prioritaͤtsverfahren uͤber Beſoldungen und andere, an die 
Perſon des Schuldners gebundene fortlaufende Einkuͤnfte bleiben die bishe⸗ 
rigen Vorſchriften nur noch fuͤr die Vertheilung des Jahres 1864. in Kraft. 


Artikel V. 


Wird ein Konkurs- oder Prioritaͤtsverfahren erſt am 1. Oktober 1864. 
oder nach dieſem Tage eroͤffnet, oder wird in einer nothwendigen Subhaſtation 
der Erlaß des Subhaſtationspatents erſt am 1. Oktober 1864. oder nach dieſem 
Tage verfuͤgt, ſo treten in dem Verfahren die Beſtimmungen der Konkurs⸗ 
Ordnung auch inſofern ein, als es ſich darum handelt, zu entſcheiden, ob und 
welches Vorrecht den ſchon vorher entſtandenen Forderungen gebuͤhrt. 


Artikel VI. f i 
Hypotheken, welche vor dem 1. Oktober 1864. erworben und bei Immo⸗ 
bilien als Spezial⸗Hypotheken weder ſeit dem 1. Januar 1853. vor dem Richter 
der belegenen Sache errichtet, noch nach Maaßgabe der $$. 12—15. des Ge⸗ 
Johrgang 1864. (Nr. 5817.) 7 ſetzes 


nur ein Vorzugsrecht in der gemeinfchaftlichen J 


efferung des Kontrakten⸗ und Hypothekenweſens vom 2. Febrnar 


sd erſt am 1. Oktober 1864. oder nach dieſem Tage eroͤffnet 
rd, keinen Anſpruch auf abgeſonderte Befriedigung aus dem Pfande, ſondern 

Naffe bis auf Hoͤhe desjenigen 
Betrages, welcher aus dem Pfande zur Maſſe gekommen iſt. ; : 
Dias Vorzugsrecht beſtimmt ſich nach den bisherigen Vorſchriften ſowohl 
unter dieſen älteren Hypotheken, als unter ihnen und den Hh. 73 — 81. der 
Konkurs⸗Ordnung aufgefuͤhrten Konkursglaͤubigern. 


Artikel VII. 


. Geſetzliche General- oder Spezial⸗Hypotheken, welche nach dem 1. Oktober 
1864. erworben werden, gewaͤhren in Anſehung des beweglichen Vermoͤgens 


weder ein Pfandrecht, noch ein Vorzugsrecht. 


Ein Pfandrecht an beweglichen Sachen wird von dem gedachten Tage 
an, ſelbſt wenn es nach den bisherigen Beſtimmungen gültig erworben iſt, auch 
außerhalb des Konkurſes nur inſofern anerkannt, als dem Gläubiger nach 


5 5 $$ 32. und 33. der Konkurs⸗Ordnung und Artikel 28. des Einfuͤhrungs-Ge⸗ 
ſſetzes zum Allgemeinen Deutſchen Handelsgeſetzbuch im Fall des Konkurſes ein 
Anſpruch auf abgeſonderte Befriedigung zuſteht. 


ES Das richterliche Pfandrecht auf Grund der Exekutionsvollſtreckung (pignus 

judiciale) iſt abgeſchafft. 5 a 5 
RT 5 5 Artikel VIII. N 

: Aufgeſpeicherte oder niedergelegte Waaren oder Erzeugniſſe, ſofern dieſel⸗ 

ben im Handelsverkehr befindlich ſind, imgleichen eingehende oder ausgehende, 


auf dem Transport befindliche Waaren, zur Frachtſchiffahrt beſtimmte Schiffs⸗ 


gefaͤße, ſowie Aktivforderungen, koͤnnen auch ohne koͤrperliche Uebergabe an den 
Glaͤubiger verpfaͤndet werden. d 

4 Zu einer ſolchen Verpfaͤndung iſt jedoch erforderlich, daß fie ausdruͤcklich 
und ſchriftlich geſchieht, und daß dabei zugleich Maaßregeln genommen werden, 


eingetragen find, gewähren in den Faͤllen, in denen das Konkurs- oder 


aus welchen fuͤr jeden Dritten, ohne deſſen eigenes grobes Verſehen (lata 


culpa) die eingetretene Beſchraͤnkung des Verpfaͤnders in der freien Verfuͤgung 
‚über die verpfaͤndete Sache erſichtlich iſt. 


Artikel N. f 
i Die im H. 51. der Konkurs⸗Ordnung aufgeführten Reallaſten erhalten 
ihre Befriedigung an der dort angegebenen Stelle auch dann, wenn dieſelben 
oder das Rechtsverhaͤltniß, aus welchem ſie entſpringen, in das Hypothekenbuch 
nicht eingetragen ſind. | 7 
Ihre Rangordnung richtet ſich ſowohl unter ſich, als den Hypotheken⸗ 
glaͤubigern gegenuͤber, nach den bisherigen Vorſchriften. 


Artikel X. a 
Die Friſt, binnen welcher die Forderungen der Kinder und der Pflege 
8 i be⸗⸗ 


3 


efohlenen des Gemeinſchuldners, Behufs Erhaltung des Vorzugsrechts derſel⸗ 
ben, gerichtlich geltend gemacht werden muͤſſen (§. 81. der Konkurs⸗Ordnung), 
wird erſt vom 1. Oktober 1864. an gerechnet, wenn der Zeitpunkt, mit welchen 
der Lauf der Friſt nach den Beſtimmungen der Konkurs⸗Ordnung beginnt, 
ſchon fruͤher eingetreten iſt. er ; i 5 


a Artikel XI. b | 
Die bisherigen geſetzlichen Beſtimmungen Aber die Vindikationsanſpruͤche 
und Vorzugsrechte der Ehefrau des Gemeinſchuldners im Konkurſe bleiben 
noch während der Dauer eines Jahres, von dem 1. Oktober 1864. an gerech- 
net, in Kraft und in jedem Konkurs⸗ oder Prioritaͤts verfahren maaßgebend, 
welches innerhalb dieſes einjährigen Zeitraums eröffnet wird. . 
Zugleich iſt die Ehefrau eines Kaufmanns (Art. 4. des Allgemeinen x 
Dieutſchen Handelsgeſetzbuchs) bis zum Ablaufe des einjährigen Zeitraums 5 
berechtigt, wegen ihres vor dem 1. Oktober 1864. geſetzlich in die Verwaltung 6 
des Mannes gekommenen Vermögens don dem Manne beſondere Sicherheits 
beſtellung zu verlangen, oder daſſelbe nach ihrer Wahl zur eigenen Verwaltung 
zuruͤckzufordern. | 


Artikel XII. 


Die Wirkung des geſetzlichen Pfandrechts, welches der Ehefrau nach den 
bisherigen Vorſchriften in dem Vermoͤgen ihres Mannes zuſteht, iſt vom 1. Ok⸗ 
tober 1864. an dahin beſchraͤnkt, daß die Ehefrau nur die Befugniß hat, ihre 

Anſpruͤche wegen des geſetzlich in die Verwaltung des Mannes gekommenen 
Vermoͤgens innerhalb eines Jahres, nach dem Beginne der Verwaltung des 
Mannes, auf die Grundſtuͤcke deſſelben eintragen zu laſſen. ö e ; 

Erwirbt der Mann erft nach dem Beginne feiner Verwaltung des Ber 4 

moͤgens der Ehefrau Grundſtuͤcke, fo kann die Ehefrau noch binnen Jahres⸗ a. 

friſt feit der Erwerbung der Grundſtuͤcke ihre Anſpruͤche auf dieſelben eintragen 


laſſen. ; Be 
Hat jedoch die Ehefrau das geſetzliche Pfandrecht ſchon vor dem 1.0 
tober 1864. erworben, ſo kann ſie von demſelben noch waͤhrend der Dauer eines 
Jahres, von dem gedachten Tage an gerechnet, in dem bisherigen weiteren 
Amfange Gebrauch machen, vorbehaltlich jedoch der allgemeinen Anordnung fr 
die Inhaber geſetzlicher Pfandrechte, in H. 12. ff. des Geſetzes zur Verbeſſe⸗ N: 
rung des Kontrakten⸗ und Hypothekenweſens vom 2. Februar 18064 


Artikel XIII. 
Separationsrechte im Konkurſe finden vom 1. Oktober 1864. an nur in⸗ 
ſoweit ſtatt, als die Konkurs⸗Ordnung dieſolben zuläßt. a 

8 Artikel XIV. 


Dias Recht des beſſeren Pfandglaͤubigers, dem Verkaufe des Pfandes 
auf Antrag eines Minderberechtigten zu widerſprechen, wird fuͤr den Fall des 
nothwendigen gerichtlichen Verkaufs aufgehoben. i 

(Ar. 5817) a > 1 Ar⸗ 


x 
— 


* 1 


2 


W 
5 


ne 


| Artikel XV. 
Bei den nothwendigen Subhaſtationen von Immobilien (H. 1. des Ge⸗ 


ſetzes zur Verbeſſerung des Kontrakten⸗ und Hypothekenweſens vom 2. Februar 
1864.) iſt nach folgenden Vorſchriften zu verfahren: 


1) Die Einleitung der Subhaſtation iſt dem Subhaſtaten, ſowie gleichzeitig 
der das Hypothekenbuch fuͤhrenden Behoͤrde mitzutheilen. Alle nach 
i der Zuſtellung dieſer Mittheilung an den Subhaſtaten erfolgenden 
Dispositionen uͤber die zur Subhaſtation geſtellten Immobilien ſind dem 
Subhaſtations⸗Extrahenten, ſowie den Hypotheken- und Realglaͤubigern, 
deren dingliches Recht vor jener Zuſtellung entſtanden iſt, unnachtheilig. 


2) Das Subhaftationspatent muß, außer der im F. 384. der Konkurs⸗ 


Ordnung vorgeſchriebenen, die unbekannten Realgläubiger betreffenden 
Bekanntmachung, in allen Faͤllen auch eine oͤffentliche Aufforderung 
aller derjenigen unbekannten Intereſſenten, welche an den zu ſubhaſti⸗ 
renden Gegenſtaͤnden ein Eigenthumsrecht oder ein Vorkaufsrecht, oder 
ein anderes, auf einem privatrechtlichen Titel beruhendes dingliches 
Recht, mit Ausnahme von Realſervituten, in Anſpruch nehmen, zur 
Anmeldung ihrer Rechte vor oder ſpaͤteſtens in dem Lizitationstermine 
unter der Warnung enthalten, daß die ſich nicht Meldenden ihrer 
Realrechte auf das Grundſtuͤck verluſtig werden und einen Anſpruch 
nur noch auf die Kaufgelder bis zu deren Vertheilung geltend machen 
koͤnnen. i 


3) Wenn vor dem Abfchluffe des Lizitationstermins ein begruͤndeter Wider⸗ 


ſpruch gegen die Ertheilung des Zuſchlags nicht eingelegt, bei dem 
Verfahren auch eine weſentliche Foͤrmlichkeit nicht verſaͤumt iſt, ſo muß 
der Zuſchlag durch ein Erkenntniß ertheilt werden, welches in allen 
Faͤllen das Kreisgericht zu erlaſſen hat, und in welchem die Praͤkluſion 
der unbekannten Eigenthums⸗ und Realpraͤtendenten nach dem unter 
Nr. 2. ausgedruͤckten Praͤjudiz ausgeſprochen werden muß. 


4) Der Zuſchlag darf nicht aus dem Grunde beanſtandet werden, weil 


das Meiſtgebot den durch Abſchaͤtzung oder auf andere Art ermittelten 
Werth des ſubhaſtirten Immobile oder eine beſtimmte Quote des 
Werthes nicht erreicht. n 

5 Auch dem Glaͤubiger darf nur als Bieter der Zuſchlag ertheilt 
werden. 


5) Das Zuſchlagserkenntniß wird dem Adjudikatar in Ausfertigung, den 


uͤbrigen Subhaſtations-Intereſſenten, namlich dem Extrahenten, dem 
Subhaſtaten, beziehungsweiſe dem Verwalter der Konkursmaſſe und 
den Hypotheken- und Realglaͤubigern, ſofern ihr Aufenthalt bekannt 
iſt, in Abſchrift zugeſtellt, den uberhaupt oder ihrem Aufenthalte nach 
unbekannten Intereſſenten durch Aushang, nach Maaßgabe der Ver⸗ 
ordnung vom 5. Mai 1838. (Geſetz⸗Samml. ©. 273,), publizirt. 

. 6) Ge⸗ 


DE 


6) Gegen das Zuſchlagserkenntniß fteht, nach Maaßgabe der H. 59-66. 
der Verordnung vom 21. Juli 1849. (Geſetz- Samml. S. 307.), 
jedem durch eine begangene Nichtigkeit beeintraͤchtigten Intereſſenten 
das Rechtsmittel der Nichtigkeitsbeſchwerde beziehungsweiſe des Re⸗ 
kurſes zu. 5 

Dieſe Rechtsmittel ſind binnen zehn Tagen nach der Zuſtellung, 
beziehungsweiſe nach Ablauf der fuͤr den Aushang beſtimmten vierzehn⸗ 
taͤgigen Friſt, bei dem Gerichte, welches das Zuſchlagserkenntniß ertheilt 
hat, anzumelden. Die Anmeldung muß zugleich bei Verluſt des Rechts⸗ 
mittels die beſtimmte Angabe der Beſchwerdepunkte enthalten. 

Fuͤr das weitere Verfahren uͤber die Nichtigkeitsbeſchwerde ſind 
die Beſtimmungen im F. 77. Nr. 3. und 4. der Verordnung vom 
21. Juli 1849. maaßgebend. — Andere Rechtsmittel finden nicht ſtatt. 


7) Bei dem Richter der belegenen Sache fuͤr nicht ſtreitige Angelegenheiten 
iſt der Zuſchlag von Amtswegen durch Ueberſendung einer Ausfertigung 
des Erkenntniſſes anzumelden. Mit dem Zeitpunkt der Anmeldung geht 
das Eigenthum des zugeſchlagenen Immobile auf den Adjudikatar nach 
Maaßgabe der $$. 3. und 4. des Geſetzes zur Verbeſſerung des Kon⸗ 
trakten⸗ und Hypothekenweſens vom 2. Februar 1864. uͤber. 

Der Adjudikatar iſt zur Anſtellung der Vindikationsklage gegen 
jeden Beſitzer berechtigt, und gegen alle Eigenthumsanſpruͤche, ſowie 
gegen Vorkaufsrechte und gegen alle auf privatrechtlichem Titel be⸗ 
ruhenden dinglichen Anſpruͤche dritter Perſonen, deren Uebernahme ihm 
nicht in den Bedingungen der Lizitation ausdruͤcklich auferlegt worden, 
mit Ausnahme der Realſervituten, geſichert. f 

Den Hypothekenglaͤubigern und denjenigen Realberechtigten, welche 
aus den Kaufgeldern Befriedigung ſuchen, bleiben jedoch ihre An⸗ 
ſpruͤche auf die Kaufgelder vorbehalten. 


8) Dem Subhaſtaten ſteht weder das Recht der Wiedereinloͤſung der zu⸗ 
geſchlagenen Sache, noch aus irgend einem Grunde eine Wiederein⸗ 
ſetzung in den vorigen Stand, noch eine Klage auf Aufhebung des 
Zuſchlags wegen Verletzung uͤber die Haͤlfte, oder aus irgend einem 
anderen Rechtsgrunde zu. Ebenſowenig ſteht irgend einem anderen 
Subhaſtations⸗Intereſſenten eine Klage auf Wiederaufhebung des Zu⸗ 
ſchlags zu. 
| Artikel XVI. 


Die Beſtimmungen Art. XV. Nr. 4. finden auch auf die im Wege der 
Exekution erfolgenden nothwendigen Verſteigerungen von beweglichen Sachen 
Anwendung. 

Dem Schuldner ſteht auch weder eine Anfechtung des Zuſchlags wegen 
Verletzung uͤber die Haͤlfte, noch ein Wiedereinloͤſungsrecht zu; auch findet eine 
Wiedereinſetzung deſſelben in den vorigen Stand nicht ſtatt. 


(Nr. 5817.) Ar⸗ 


8 Artikel XVII. 1 
In Anſehung der zur Zeit der Konkurseröffnung beſtehenden Mieths⸗ 
und Pachtkontrakte des Gemeinſchuldners, ſowie der Vermiethungen und Ver⸗ 
pachtungen deſſelben, findet der H. 18. der Konkurs⸗Ordnung keine Anwen⸗ 
dung; vielmehr bewendet es in dieſer Beziehung bei den Beſtimmungen der 
$$. 19. und 20. a. a. O. 

Artikel XVIII. 

Wenn bei einem Nachlaſſe mehrere Erben betheiligt ſind, ſo iſt die Er⸗ 
oͤffnung des gemeinen Konkurſes oder des erbſchaftlichen Liquidationsverfah⸗ 
rens nicht über den ganzen Nachlaß, ſondern nur über die den einzelnen Mit⸗ 
erben zugefallenen Antheile zulaͤſſig, inſofern bei denſelben die geſetzlichen Ex⸗ 
forderniſſe dazu vorhanden find. (Ronkurs-Ordnung H. 322. . 323. Nr. 3. 
bis 5., HH. 324. 342. 357.) 

. Artikel XIX. 
Z3u den Kaufleuten find nicht zu rechnen: Gutsbeſitzer, welche ein Handels⸗ 
geſchaͤft nur als landwirthſchaftliches Nebengewerbe betreiben. 8 


Artikel XX. 
Die Rechtswohlthat der Guͤterabtretung findet in der Folge nicht ſtatt. 


Artikel XXI. 5 

Die gerichtlichen Koſten im Konkurſe und erbſchaftlichen Liquidations⸗ 
verfahren, ſowie im Prioritaͤtsverfahren in der Exekutionsinſtanz, im Verfah⸗ 
ren uͤber gerichtliche Zahlungsſtundung und die Bewilligung der Kompetenz 
ſind in Faͤllen, in welchen die Konkurs⸗Ordnung zur Anwendung kommt, nach 
den Vorſchriften des Geſetzes vom 15. März 1858. (Geſetz-Samml. S. 69.) 
anzuſetzen und zu erheben. 8 

Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Koͤniglichen Inſiegel. N 

Gegeben Berlin, den 3. Februar 1864. 


(L. S.) Wilhelm. 


v. Bismarck⸗Schoͤnhauſen. v. Bodelſchwingh. v. Ro on. 
Gr, v. Itzenplitz. v. Muͤhler. Gr. zur Lippe. v. Selchow. 
5 Gr. zu Eulenburg. 


(Fr. 5818.) 


= (Nr. 5818.) Bekanntmachung der Miniſterial⸗Erklarung vom 29. Januar 1864. betreffend f 


” 


die Erweiterung des am 2 September 1827. zwiſchen der Fuͤrſtlich Ho⸗ 
henzollern-Sigmaringenſchen Regierung einerſeits und der Großherzoglich 
Badiſchen Regierung andererſeits geſchloſſenen Vertrages uͤber die gegen⸗ 


ſeitigen Jurisdiktions⸗Verhaͤltniſſe. Vom 14. Februar 1864. 


Di. Koͤniglich Preußiſche und die Großherzoglich Badiſche Regierung ſind 
uͤbereingekommen, den zwiſchen Ihnen beſtehenden, am 25: September 1827. zwi⸗ 
ſchen der Fuͤrſtlich Hohenzollern⸗Sigmaringenſchen Regierung einerſeits und der 
Großherzoglich Badiſchen Regierung andererſeits uͤber die gegenſeitigen Juris⸗ 


diktions-⸗Verhaͤltniſſe geſchloſſenen Vertrag durch nachfolgende Beſtimmungen 


zu erweitern. 
i Artikel 1. br 

Für h in aus Kauf⸗ und Tauſchvertraͤgen uͤber Pferde, 
Rindvieh, Schaafe und Schweine wird der Gerichtsſtand des geſchloſſenen Ver⸗ 
trages gegenſeitig auch dann anerkannt, wenn der Beklagte zur Zeit der Ladung 
weder in dem Gerichtsbezirke, wo der Vertrag geſchloſſen wurde, anweſend iſt, 
noch auch Vermoͤgensſtuͤcke daſelbſt beſitzt. f 

Hierdurch wird der Artikel 15. des beſtehenden Jurisdiktions-Vertrages 


fuͤr die angegebenen Faͤlle erweitert. 


i Artikel 2. 

Wenn derjenige, welchem eine Gewaͤhrleiſtungsklage im Sinne des vorigen 
Artikels zuſteht, wahrſcheinlich machen kann, daß jeder Verzug ſein Klage⸗ 
recht gefaͤhrde, ſo iſt er befugt, auch ſchon vorher, ehe er die Klage erhebt, 
bei dem Gerichte, in deſſen Bezirk das mit dem Gewaͤhrsmangel behaftete Thier 
ſich befindet, auf deſſen alsbaldige Beſichtigung, geeignetenfalls Oeffnung und 
Zerlegung anzutragen. 

Die Handlungen des erwaͤhnten Gerichts, welche fuͤr den angegebenen 
Zweck vorgenommen werden, genießen in den beiderſeitigen Staaten die gleiche 
Geltung, wie wenn ſie von dem ſonſt zuſtaͤndigen Gerichte vorgenommen 


waͤren. 


Hierdurch erleidet der Artikel 12. des beſtehenden Jurisdiktions⸗Vertrages 
eine Ausdehnung. 
Artikel 3. 


Falls die mit den vorſtehenden Beſtimmungen gleichlautenden Vorſchriften 
der beiderſeitigen Gewährleiſtungsgeſetze, nämlich des Preußiſchen Geſetzes für 
die Hohenzollernſchen Lande vom 5. Juni 1863. Artikel 7. und 9. und des 


Badiſchen Geſetzes vom 23. April 1859. Artikel 7. und 12. kuͤnftighin, ſei es 


in dem einen oder in dem anderen Staate, aufgehoben oder in weſentlicher 
Beziehung abgeaͤndert wuͤrden, ſo treten auch die betreffenden Beſtimmungen 
der gegenwaͤrtigen Uebereinkunft wieder außer Kraft. \ 
Artikel 4, Ä 
Der Vertrag vom 5 September 1827. wird, einſchließlich der Beſtim⸗ 


mungen dieſes Zuſatzvertrages, auch auf das Gebiet des fruͤheren Fuͤrſtenthums 


Hohenzollern⸗Hechingen ausgedehnt. 


(Nr. 58185819) Zu 


Zu Urkund deſſen iſt gegenwärtige Miniſterial⸗Erklaͤrung ausgefertigt 
worden, um gegen eine gleichlautende Erklaͤrung des Großherzoglich Badiſchen 
Miniſteriums des Großherzoglichen Hauſes und der auswärtigen Angelegen⸗ 
heiten ausgewechſelt zu werden. 

Berlin, den 29. Januar 1864. 

Der Königlich Preußiſche Präſident des Staatsminiſteriums 
und Miniſter der auswärtigen Angelegenheiten. 
(L. S.) v. Bismarck-Schoͤnhauſen. 


Vibe Erklaͤrung wird, nachdem ſolche gegen eine uͤbereinſtimmende 
Erklaͤrung des Großherzoglich Badiſchen Miniſteriums vom 3. Februar 1864. 
ausgewechſelt worden ift, hiermit zur öffentlichen Kenntniß gebracht. 

Berlin, den 14. Februar 1864. a 


Der Miniſter der auswärtigen Angelegenheiten. 
ö Im Auftrage: 


v. Thile. 


(r. 5819.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 8. Februar 1864., betreffend die Aufhebung des $. 41. 
des Revidirten Reglements der Feuerſozietaͤt fuͤr das platte Land des Her⸗ 
zogthums Sachſen vom 21. Auguſt 1863. 


Ai Grund der Beſchluͤſſe des XVI. Saͤchſiſchen Provinzial⸗Landtages und 
auf den Antrag des Direktorialraths der Feuerſozietaͤt fuͤr das platte Land 


des Herzogthums Sachſen genehmige Ich hierdurch nachtraͤglich folgende Aen⸗ 


derung des Revidirten Reglements der gedachten Feuerſozietaͤt vom 21. Auguſt 1863. 
Der H. 41. des Revidirten Reglements, welcher dahin lautet: 
„Die Sozietät verſichert nur ſolche Mobilien, welche ſich in den bei ihr 
verſicherten Gebaͤuden und in den dazu gehoͤrigen Hof- und Garten⸗ 
raͤumen befinden. Außerhalb dieſer Raͤume belegene Gegenſtaͤnde wer⸗ 
den nur dann verſichert, wenn dieſelben als Erzeugniſſe und Vorraͤthe 
einer von verſicherten Gebaͤuden aus betriebenen Landwirthſchaft betrachtet 
werden koͤnnen.“ 
wird aufgehoben. 5 
Berlin, den 8. Februar 1864. i 
Wilhelm. 
| . Gr. zu Eulenburg. 
An den Miniſter des Innern. 


Redigirt im Büreau des Staats⸗Miniſterlunns. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober⸗Hofbuchdruckerei 
((N. v. Decker ). 


